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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

02.05.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2017/18/0433 

Rechtssatz 

Da das BFA-VG 2014 zur Frage der Bindungswirkung einer Entscheidung nach § 21 Abs. 3 zweiter Satz 
BFA-VG 2014 keine vom VwGVG 2014 abweichende Regelung enthält - kommt die Bestimmung des § 
28 Abs. 3 dritter Satz VwGVG 2014 zum Tragen, wonach die Behörde an die rechtliche Beurteilung 
gebunden ist, von welcher das VwG bei seinem Beschluss ausgegangen ist. Gemäß § 28 Abs. 1 letzter 
Satz AsylG 2005 steht die Zulassung des Asylverfahrens einer späteren zurückweisenden Entscheidung 
nicht entgegen. Dies ändert aber nichts an der nach § 28 Abs. 3 dritter Satz VwGVG 2014 an sich 
gegebenen Bindung der Verwaltungsbehörde für das weitere Verfahren. Damit wird dem BFA die im 
zurückverweisenden Beschluss des BVwG zum Ausdruck gebrachte Rechtsansicht überbunden, 
insbesondere die Verpflichtung auferlegt, die vom BVwG angeführten Verfahrensbestimmungen 
anzuwenden und die diesbezüglichen Verfahrensschritte durchführen zu müssen (vgl. VwGH 5.10.2016, 
Ra 2016/19/0208, mwN). 
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